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Sachgebiet 71 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Riditlinie des Rates zur Angieichung 

der Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über geschweißte Gasflasdien 

aus unlegiertem Stahl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten werden die Ausführung 
sowie die Kontrollen von Gasflaschen durch zwin- 
gende Vorschriften geregelt, die sich von Mitglied- 
staat zu Mitgliedstaat unterscheiden und dadurch 
den Warenverkehr mit diesen Gasflaschen behin- 
dern. Deshalb sind diese Bestimmungen einander an- 
zugleichen. 

Die Richtlinie des Rates vom zur Anglei- 

chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über gemeinsame Vorschriften für Druckbehälter 
und die Kontrollmethoden für diese Behälter defi- 
niert insbesondere die Verfahren der EWG-Bauart- 
zulassung und der EWG-Zulassungsprüfung. Gemäß 
dieser Richtlinie sind die technischen Vorschriften 
festzulegen, denen geschweißte Gasflaschen aus un- 
legiertem Stahl der EWG-Bauart mit einem Fas- 
sungsraum von 0,2 bis 150 Liter genügen müssen, um 
nach erfolgter Kontrolle und versehen mit den vor- 
gesehenen Stempeln und Zeichen frei in den Ver- 
kehr und in den Handel gebracht xmd verwendet 
werden zu dürfen. 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

Artikel 1 

Diese Richtlinie betrifft die druckfeste, aus un- 
legiertem Stahl bestehende Wandung von ge- 
schweißten Gasflaschen, Das sind aus mehreren Tei- 
len bestehende Flaschen mit einem Fassungsraum 
von 0,2 1 bis einschließlich 150 1, die wiederholt ge- 
füllt werden können und zur Aufnahme und zum 
Transport verdichteter, verflüssigter oder unter 
Druck gelöster Gase, ausgenommen bei tiefen 
Temperaturen verflüssigte Gase sowie Acetylen, be- 
stimmt sind. Der Konstruktions-Nenndruck (Ph) darf 
bei diesen Flaschen 60 bar nicht übersteigen. 

Diese Gasflaschen werden im folgenden mit „Fla- 
schen" bezeichnet. 

Artikel 2 

Als Flaschen der EWG-Bauart gelten Flaschen, die 
die im Anhang zu dieser Richtlinie festgesetzten 
Vorschriften erfüllen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen aus Gründen der Kon- 
struktion und der Kontrollen das Inverkehrbringen 
und die bestimmungsgemäße Verwendung von Fla- 
schen der EWG-Bauart, die unter den in Artikel 4 
dieser Richtlinie genannten Bedingungen mit dem 
EWG-Zulassungszeichen und dem EWG-Kennzei- 
chen versehen sind, nicht verweigern, verbieten 
oder beschränken. 
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Artikel 4 

Gasflaschen der EWG-Bauart unterliegen: 

a) der EWG-Zulassung 

1. wenn der Fassungsraum der Flaschen höch- 
stens 1 Liter beträgt, unabhängig vom Prüf- 
druck der Wasserdruckprüfung; 

2. wenn der Fassungsraum der Flaschen mehr 
als 1 Liter und höchstens 5 Liter und der 
Prüfdruck der Wasserdruckprüfung bis zu 
15 bar beträgt. 

b) der EWG-Zulassung und der EWG-Prüfung 

1. wenn der Fassungsraum der Flaschen mehr 
als 1 Liter und höchstens 5 Liter und der 
Prüfdruck der Wasserdruckprüfung mehr als 
15 bar beträgt; 


2. wenn der Fassungsraum mehr als 5 Liter be- 
trägt, unabhängig vom Prüfdruck der Wasser- 
druckprüfung. 

Artikel 5 

1, Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie innerhalb von 18 Monaten nach- 
zukommen, und unterrichten hiervon unverzüglich 
die Kommission. 

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der 
Kommission der Wortlaut der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mitgeteilt wird, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. August 1974 — II4 — 680 70 — E — Ga 6174. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
ten vom 18. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem ge- 
nannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang I 


1. Zeichen und Benennungenr die in diesem Anhang verwendet 

werden 


1 . 1 . 


1 . 2 . 


1.3. 


1.4. 


Die in den Vorschriften dieses Anhangs verwendeten Zeichen haben 
folgende Bedeutung: 

Ph = relativer Prüfdruck der Wasserdruckprüfung (Konstruktions- 
Nenndruck) in bar 

Pr = beim Berstversuch gemessener relativer Berstdruck der 
Flasche in bar 

Prt = rechnerischer theoretischer relativer Mindestberstdruck in 
bar 

Re = Mindestwert der vom Hersteller der Flasche gewährleisteten 
Dehngrenze (Reh bzw. Rp 0,2) in N/mm^ 

Rm = Mindestwert der vom Hersteller der Flasche gewährleisteten 
Zugfestigkeit in N/mm^ 

Rt = effektive Zugfestigkeit in N/mm^ 

a = rechnerische Mindest- Wanddicke des zylindrischen Teils 
in mm 

D = maximaler Nenn- Außendurchmesser der Flasche in mm 

R = innerer Krümmungsradius eines konvexen Flaschenbodens 

r = innerer Ubergangsradius eines konvexen Flaschenbodens 

H = äußere Höhe der Wölbung eines Flaschenbodens 

h = Höhe des zylindrischen Ansatzes des gewölbten Flaschen- 
bodens 

L = Länge der druckfesten Wandung der Flasche 

A = Wert der Bruchdehnung des Grundwerkstoffes in Prozent 

Vo = Anfangs-Fassungsraum der Flasche zu Beginn des Druck- 
anstiegs für die Berstprüfung 

V = Endfassungsraum der Flasche im Augenblick des Berstens 

Elastizitätsgrenze 

Der Begriff „Elastizitätsgrenze" bezieht sich auf die obere Streck- 
grenze (Reh). 

Für Stähle, die jedoch keine ausgeprägte Streckgrenze aufweisen, ist 
die konventionelle 0,2 «/o-Dehngrenze Rp 0,2, d. h. diejenige Spannung 
(6), bei der eine nicht proportionale Dehnung des Prüfstabes von 
0,2 ®/o der Meßlänge auftritt, einzusetzen. 

Normalglühen 

Unter „Normalglühen" ist eine Wärmebehandlung der fertigen 
Flasche zu verstehen, bei der diese auf eine Temperatur oberhalb 
des oberen Umwandlungspunktes (Acs) erhitzt und anschließend in 
ruhender Luft ab gekühlt wird. 

Spannungsfreiglühen 

Unter Spannungsfreiglühen ist eine Wärmebehandlung der fertigen 
Flasche zu verstehen, bei der diese zur Verringerung der Restspan- 
nungen auf eine Temperatur unterhalb des unteren Umwandlungs- 
punktes (Aci) erhitzt wird. 
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2. Technische Vorschriften 


2.1. Werkstoffe 

2.1.1. Als Werkstoff für die Herstellung der druckfesten Flaschenwandung 
ist Stahl gemäß EURONORM 120-72 zu verwenden. 

2.1.2. Alle Teile des Flaschenkörpers sowie alle mit dem Flaschenkörper 
verschweißten Teile müssen aus Werkstoffen bestehen, die aufein- 
ander abgestimmt sind. 

2.1.3. Die Zusatzwerkstoffe müssen auf den Stahl abgestimmt sein, damit 
Schweißnähte entstehen, deren Eigenschaften denen des Grundwerk- 
stoffes gleichwertig sind. 

2.1.4. Der Flaschenhersteller hat die Werkatteste für die Schmelzenanalyse 
der für die Herstellung der druckfesten Flaschenwandung gelieferten 
Stähle zu beschaffen und zu liefern. 

2.1.5. Die Kontrollbehörde muß die Möglichkeit haben, unabhängige Analy- 
sen durchzuführen. Die Proben für diese Analysen sind entweder den 
dem Hersteller angelieferten Werkstoffen oder den Flaschen zu ent- 
nehmen. 

2.1.6. Der Hersteller hat der Prüfbehörde die Ergebnisse der Prüfversuche 
und der metallurgischen und mechanischen Schweißnahtprüfungen 
zur Verfügung zu stellen und ihr die verwendeten Schweiß verfahren 
zu beschreiben, die als repräsentativ für die bei der Fertigung her- 
gestellten Schweißnähte anzusehen sind. 


2.2. Wärmebehandlung 

Ist vom Hersteller eine Wärmebehandlung vorgenommen worden, so 
ist deren Art anzugeben (Normalglühen oder Spannungsfreiglühen), 
sowie die Temperatur und die Dauer der Behandlung und die Art der 
Abkühlung. 


2.3. 

2.3.1. 


2.3.2. 


2.3.3. 


Berechnung der unter Druck stehenden Teile 

Die Dicke der druckfesten Flaschenwandung muß mindestens den aus 
der nachstehenden Formel berechneten Wert haben: 

Ph • D 


Der in der Formel eingesetzte Wert für Re darf in keinem Falle größer 
sein als 0,75 Rm- 

Die Mindestwanddicke darf in keinem Fall kleiner sein als: 

— 1,5 mm bei Flaschen mit einem Fassungsraum unter 6,5 Liter; 

— 1,9 mm bei Flaschen mit einem Fassungsraum gleich oder größer 
als 6,5 Liter und weniger als 30 Liter und mit einem Verhältnis 
L/D < 2; 

— der höhere der beiden Werte 1,9 mm bzw. 0,136 Y D bei Flaschen 
mit einem Fassungsraum größer oder gleich 6,5 Liter und weniger 
als 30 Liter, wenn das Verhältnis L/D > 2 beträgt, bzw. bei 
Flaschen mit einem Fassungsraum größer oder gleich 30 Litern. 

Die Abmessungen der Flaschenböden müssen folgenden Bedingungen 
genügen; 

bei sphärischen Böden :R<Dr^0,10Dh^4aH> 0,25 D 
bei elliptischen Böden : H > 0,25D h > 4a 
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2.3.4. 

2.4. 

2.4.1. 

2.4.1. 1. 

2.4.1.2. 

2.4.1.3. 

2.4.1.4. 

2.4.2. 

2.4.2.1. 

2.4.2.2. 


2.4.3. 

2.4.3.1. 

2.4.3.2. 

2.4.3.3. 


2,4.4. 

2.4.4.I. 


2.4.4.2. 


2.4.5, 

2.4.5.I. 


Der Flaschenkörper mit Ausnahme des Ventils kann aus zwei oder 
drei Teilen bestehen. Die Flaschenböden müssen aus einem Stück 
hergestellt und konvex sein. 

Bau und Ausführung 

Allgemeine Vorschriften 

Die Fertigungsmittel und -verfahren sowie die Methoden für die Pro- 
duktionskontrollen müssen so beschaffen sein, daß die hergestellten 
Flaschen die Anforderungen dieser Richtlinie erfüllen. 

Die Zeichnungen müssen alle wesentlichen Angaben wie Abmessun- 
gen, Werkstoffe, Öffnungen, Anordnungen der Aufschriften und der 
Stempelungen enthalten. 

Der Hersteller muß durch eine geeignete Überwachung der Fertigung 
dafür sorgen, daß die Wanddicken mindestens die auf der Zeichnung 
angegebenen Werte besitzen. 

Die Oberflächen des zylindrischen Teils und der durch Tiefziehen her- 
gestellten Teile müssen sauber sein und dürfen keine groben Fehler 
aufweisen. 

Bedingungen für die Ausführung der Schweißungen 

Der Hersteller muß fachkundiges Personal für die Ausführung und 
die Prüfung der Schweißarbeiten und für die Durchführung der zer- 
störungsfreien Prüfung haben. 

Der Hersteller muß die angewendeten Fertigungs- und Schweißver- 
fahren sicher beherrschen. Er hat den Mitgliedstaat von jeder etwai- 
gen Änderung oder bedeutenden Erweiterung des Fertigungsprogram- 
mes zu informieren. 

Technische Vorschriften für die Schweißarbeiten 

Stumpf schweiß Verbindungen der druckfesten Wandung dürfen sich 
nicht im Krempenbereich der Böden befinden. 

Kehlnahtschweißungen dürfen die Stumpfnahtschweißungen nicht 
überdecken und müssen von ihnen einen Abstand von mindestens 
1 0 mm haben. 

Die Verbindungsnähte von Teilen der druckfesten Wandung (Böden, 
zylindrischer Teil, Öffnungswulst) sind nach folgenden Abbildungen 
auszuführen: 

— Längsnaht (Abbildung 1) 

— Rundnaht (Abbildung 2) 

— Schweißnaht der Ventilmuffe (Abbildung 3) 

Ein maximaler Kantenversatz von einem Fünftel der Wanddicke (l/5a) 
ist zulässig. 

Verbindungsnähte bei Anschweißteilen 

Die Fußringe, Griffe und Schutzkragen werden mit Kehlnähten an- 
geschweißt, wobei die Kontaktflächen mit dem druckfesten Mantel 
durch das zu verbindende Teil gebildet werden. 

Die Schweißung erfolgt über die gesamte Kantenlänge, jedoch nicht 
unbedingt von beiden Seiten. 

Eventuell anzubringende Kennzeichnungsschilder müssen an dem 
Mantel mittels Ringsumschweißung befestigt werden. Um den Luft- 
austritt bei der Wärmebehandlung zu ermöglichen, erhält das Schild 
ein Loch, das nach der Wärmebehandlung in geeigneter Weise abge- 
dichtet wird. 

Ausführung der Schweißung und Schweißverfahren 

Die Stumpfschweißnähte sind mit einem automatischen Verfahren 
auszuführen. 
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2.45.2. 

2.4.5.3. 

2.45.4 


2.45.5. 

2.4.5.6. 


2.4.6. 


2.4.7. 

2.4.7.I. 

2.47.2. 


2.47.3. 

2.4.8. 


3 . 

3.1. 

3.1.1. 

3.1. 1.1. 


Vor der Schweißung werden die Schweißkanten von jeglichen öl- 
spuren, Fett, Rost usw. befreit. 

Eine einwandfreie Durchschweißung über die ganze Breite und die 
ganze Länge der Fuge muß gewährleistet sein. 

Die angewendeten Schweißverfahren müssen so sein, daß die 
Schweißnähte glatt und regelmäßig sind, ohne Risse, Krater, ohne 
Verlaufen der Schweißraupe und ohne Rillen. 

Bei Stumpfschweißnähten darf keine größere Decklagen-Unterwöl- 
bung vorhanden sein als ein Viertel der Breite, während an der Über- 
deckungsstelle am Ende der Schweißraupe eine Überbreite zulässig 
ist, die kraterfrei sein muß. 

Kehlnahtschweißungen müssen regelmäßig und glatt und an den 
Enden kraterfrei sein. Der Übergang zwischen Anschweißteilen muß 
allmählich, ohne Risse und ohne Rillen ausgeführt sein. 

Vor dem Anschweißen der Böden sind die Längsnähte von beiden 
Seiten durch Besichtigung zu prüfen, um festzustellen, daß die Nähte 
einwandfrei durchgeschweißt sind und kein Verlaufen der Schweiß- 
raupen stattgefunden hat. 

Alle drucktragenden Teile der Flasche sind durch innere Besichtigung 
bei jedem Herstellungsschritt und äußerlich nach dem Zusammen- 
schweißen zu prüfen, um sicherzustellen, daß die Flasche frei von 
Schweiß- und Oberflächenfehlern ist, die die Sicherheit der Flasche 
beeinträchtigen können. 

Rundheit 

Die Unrundheit des zylindrischen Mantels der Flasche muß in der 
Weise begrenzt werden, daß der Unterschied zwischen dem größten 
und dem kleinsten Außendurchmesser im gleichen Querschnitt nicht 
mehr als 1 ®/o des Mittelwertes dieses Durchmessers beträgt. 

Anschweißteile 

Handgriffe und Tragringe müssen so auf geführt und an den Flaschen- 
körper angeschweißt sein, daß keine gefährlichen Spannungsan- 
häufungen auftreten und keine Vertiefungen gebildet werden, in 
denen sich Wasser ansammeln kann. 

Fußringe müssen eine ausreichende Festigkeit besitzen und aus 
einem dem Flaschenwerkstoff angepaßten Werkstoff bestehen; sie 
müssen der Flasche eine ausreichende Standsicherheit verleihen. Der 
obere Rand der Fußringe muß rechtwinklig an die Flasche anschließen 
und örtlich so geschweißt sein, daß sich keine Wasserrückstände 
bilden können. Die Fußringe sollen Lüftungsöffnungen besitzen. 

Für Fußringe, Handgriffe und Tragringe können auch andere Werk- 
stoffe verwendet werden, die imstande sind, die Flasche zu tragen, 
vorausgesetzt, daß die erforderliche Festigkeit gewährleistet ist und 
keinerlei Korrosionsgefahr des Flaschenbodens besteht. 

Ventilschutz 

Ventile an Flaschen müssen wirkungsvoll gegen Beschädigung ge- 
schützt sein, entweder durch die Bauart der Ventile oder durch 
die Konstruktion der Gasflasche (z. B. Schutzkragen), oder durch eine 
Kappe, die durch eine sichere Befestigung aufgebracht wird. 


Prüfungen 

Mechanische Prüfungen 

Allgemeine Vorschriften 

Sofern in diesem Anhang keine speziellen Angaben gemacht werden, 
sind alle mechanischen Versuche nach folgenden Nummern der 
EURONORM durchzuführen: 
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3. 1.1.2. 

3.1.2. 
3.I.2.I. 


3.1.2. 1.1. 

3.1.2. 1.2. 

3.1.2.1.3. 

3.I.2.2. 

3.1.2.2.1. 

3.1.2.2.2. 
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a) 2 — 57 und 11 — 55 für den Zugversuch, und zwar für den Fall, daß 
a > 3 mm und a < 3 mm 

b) 6 — 55 und 12 — 55 für den Faltversuch, und zwar für den Fall, daß 
a > 3 mm und a < 3 mm. 

Alle mechanischen Prüfungen zur Kontrolle der Kennwerte des 
Grundwerkstoffes und des Zusatzwerkstoffes der drucktragenden Gas- 
flaschenwandungen werden an Werkstoffproben vorgenommen, die 
aus der fertigen Flasche entnommen sind. 


Art der Prüfungen und Bewertung der Versuchsergebnisse 
An jeder Probeflasche werden folgende Prüfungen durchgeführt: 


A) Bei Flaschen, die ausschließlich Umfangsschweißungen aufweisen 
(zweiteilige Flaschen), mit Prüf staben, die aus der in Abbildung 4 
dieses Anhangs angegebenen Stelle entnommen sind: 

1 Zugversuch: Grundwerkstoff in der Längsrichtung (a) 

1 Zugversuch: Quer zur Rundschweißnaht (b) 

1 Faltversuch: Quer zur Rundschweißnaht über Decklage gebo- 
gen (c) 

1 Faltversuch: Quer zur Rundschweißnaht über Wurzelseite ge- 
bogen (d) 


B) Bei Flaschen mit Längs- und Umfangsschweißnaht (aus drei Tei- 
len), mit Prüfstäben, die an der in Abbildung 5 dieses Anhangs 
angegebenen Stelle entnommen sind: 

1 Zugversuch: Grundwerkstoff des zylindrischen Teils (a) 

1 Zugversuch: Grundwerkstoff des unteren Flaschenbodens (b) 

1 Zugversuch: Quer zur Längsschweißnaht (c) 

1 Zugversuch: Quer zur Rundschweißnaht (d) 

1 Faltversuch: Quer zur Längsschweißnaht über Decklage gebo- 
gen (e) 

1 Faltversuch: Quer zur Längsschweißnaht über Wurzelseite ge- 
bogen (f) 

1 Faltversuch: Quer zur Rundschweißnaht über Decklage gebo- 
gen (g) 

1 Faltversuch: Quer zur Rundschweißnaht über Wurzelseite ge- 
bogen (h) 


Ungenügend ebene Prüfstäbe sind durch Kaltpressen flachzudrücken. 

An allen Prüfstäben mit Schweißnaht ist diese bis zur Blechdicke 
abzuarbeiten. 


Schnitte durch die Schweißnaht müssen ein gesundes Gefüge ohne 
Dichtigkeitsfehler zeigen. 


Zugversuch 

Der Zugversuch ist nach den Vorschriften der entsprechenden 
EURONORM in Übereinstimmung mit Punkt 3. 1.1.1. durchzuführen. 

Die beiden Seiten des Prüfstabes, die die Innen- und Außenseite der 
Flasche darstellen, dürfen nicht bearbeitet werden. 

Die Bruchdehnung des Grundwerkstoffs in Prozent darf nicht kleiner 
sein als 


Der Koeffizient c hat den Wert 25 bzw. 20 für Wanddicken unter 3 mm 
bzw. gleich oder größer 3 mm. 

Auf keinen Fall darf der Wert der Bruchdehnung in Prozent niedriger 
sein als aus nachstehender Tabelle ersichtlich: 
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3.1.2.2.3. 

3.1.2.2.4. 

3.I.2.3. 

3.1.2.3.1. 

3.1.2.3.2. 

3.1.2.3.3. 


3.2. 

3.2.1. 

3.2.1. 1. 

3.2.1.2. 


3 mm < a < 5 mm 

Rt < 500 N/mmä' 

Rt > 500 N/mm^ 

27 

19 

a < 3 mm 

22 

15 


Der Zugversuch senkrecht zur Schweißnaht muß an einem Prüfstab 
vorgenommen werden, dessen Querschnitt über eine Länge von 
15 mm beiderseits der Schweißnaht auf 25 mm Breite verringert ist, 
gemäß Abb. 6 dieses Anhanges. Jenseits der Einschnürung muß die 
Prüfstabbreite gleichmäßig zunehmen. 

Die beim Zugversuch erhaltenen Werte für die Dehngrenze und die 
Zugfestigkeit müssen mindestens den Werten entsprechen, die für den 
Grundwerkstoff gewährleistet sind, unabhängig davon, an welcher 
Stelle des Querschnitts im Mittelteil des Prüfstabes der Bruch erfolgt, 

Faltversuche 

Der Faltversuch ist nach den Vorschriften der einschlägigen EURO- 
NORM in Übereinstimmung mit Punkt 3. 1.1.1. durchzuführen. 

Am Prüfstab dürfen beim Biegen um einen Dorn keine Risse auf- 
treten, wenn der Abstand der beiden Innenseiten des gefaltenen Prüf- 
stabes nicht größer ist als der Durchmesser des Domes. 

Das Verhältnis (n) des Dorndurchmessers zur Wanddicke der Probe 
ist der nachstehenden Tabelle zu entnehmen: 


Tatsächliche Zugfestigkeit 

R|. in N/min^ 

Wert von n 

bis einschließlich 440 

2 

über 440 bis einschließlich 520 

3 

über 520 

4 




W asserdruck-Berstprüf ung 

Prüfbedingungen 

Die Wasserdruck-Berstprüfung ist in zwei aufeinanderfolgenden Stu- 
fen mittels einer Prüfeinrichtung durchzuführen, die einen stetigen 
Druckanstieg bis zum Bersten der Flasche und eine Aufzeichnung der 
Kurve des Druckverlaufs über der Zeit erlaubt. 

In der ersten Stufe muß die Druckanstiegsgeschwindigkeit bis zu 
dem Wert, der dem Beginn der plastischen Verformung entspricht, 
etwa 1 bar/s betragen. 

Nach Erreichen dieses Wertes wird die Fördermenge der Pumpe 
(zweite Stufe) auf das Doppelte der Fördermenge der ersten Stufe 
eingestellt und bis zum Bersten der Flasche konstant gehalten. 

Durchführung der Prüfung 

Die Wasserdruck-Berstprüfung muß folgendes ergeben: 

a) Auswertung der Druck-/Zeit-Kurve zur Bestimmung des Druckes, 
bei welchem die plastische Verformung der Flasche beginnt, sowie 
des Berstdruckes und der Verformung der Flasche während des 
Versuchs. 

b) Messung der Wassermenge, die vom Beginn des Druckanstiegs ab 
bis zum Bersten der Flasche verbraucht wird, zum Nachweis der 
volumetrischen Ausdehnung der Flasche. 

c) Untersuchung des Bruchs und der Form der Bruchränder. 
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3.2.3. 

3.2.3.1. 

3.2.3.2. 


3.2.3.3. 

3.2.3.4. 

3.2.3.5. 

3.2.3.6. 

3.2.3.7. 

3.3. 

3.3.1. 

3.3.2. 

3.3.3. 

3.3.4. 

4. 

4.1. 

4.2. 


Annahmebedingungen der Prüfung 

Der Druck, der dem Beginn der plastischen Verformung entspricht, 
muß mindestens Vs des Prüfdrucks der Wasserdruckprüfung betragen. 

Der gemessene Berstdruck (Pr) muß höher sein als der rechnerische 
theoretische Mindestberstdruck (Ppt). 

Dieser theoretische Berstdruck wird nach der Formel 

20 aRm 

Prt — =r 

D — a 

aus der tatsächlichen Mindestwanddicke „a" und der gewährleisteten 
Mindestzugfestigkeit (Rm) der Flasche berechnet. 

Der gemessene Berstdruck (Pr) darf auf keinen Fall niedriger sein als 
der Prüfdrucks (Ph). 

Die spezifische Änderung des Fassungsraums der Flasche 



beim Bruch darf nicht kleiner sein als 20 Vo. 

Der Berstversuch darf nicht zur Folge haben, daß sich von der Flasche 
Bruchstücke ablösen. 

Der Hauptbruch darf keinerlei Zeichen einer Sprödbrüchigkeit auf- 
weisen, d. h. die Bruchränder dürfen nicht radial verlaufen, sondern 
müssen gegen die Durchmesserebene geneigt sein und über die 
ganze Dicke eine Brucheinschnürung aufweisen. 

Der Bruch darf keinen charakteristischen Metallfehier erkennen 
lassen. 

Bei dreiteiligen Flaschen dagegen darf der Bruch nicht von einem 
Flaschenboden ausgehen und nicht von einer Längs- oder Rund- 
schweißnaht (außer wenn der Bruch quer zur Schweißnaht verläuft). 
Die letztere Bedingung ist auch von zweiteiligen Flaschen zu erfüllen. 


W asserdruckprüfung 

Der Prüfdruck der Wasserdruckprüfung muß gleich dem Konstruk- 
tions-Nenndruck (Ph) sein. 

Der Wasserdruck in der Flasche muß stetig ansteigen, bis der Prüf- 
druck erreicht ist. 

Die Flasche verbleibt so lange unter dem Prüfdruck, bis sicher er- 
kannt ist, daß keine Neigung zur Drucksenkung besteht und die 
Dichtigkeit vorhanden ist. 

Flaschen, die den Anforderungen der Wasserdruckprüfung nicht 
genügen, sind zurückzuweisen. 


EWG-Bauartzulassung 

Wer eine Zulassung beantragt, hat die notwendigen Unterlagen für 
die folgenden Feststellungen sowie 3 Flaschen als Prototypen, die für 
die künftige Produktion voll repräsentativ sind, sowie alle weiteren 
Auskünfte, die der Mitgliedstaat anfordert, zur Verfügung zu stellen. 


Bei der EWG-Bauartzulassung hat der Mitgliedstaat: 

— nachzuprüfen, ob die unter Punkt 2.3. aufgeführten Berechnungen 
stimmen; 

— nachzuprüfen, ob die unter Punkt 2.1., 2.2. und 2.4. aufgeführten 
Bedingungen erfüllt sind; 
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— an den als Prototypen zur Verfügung gestellten Flaschen: 

a) den unter Punkt 3.1. vorgesehenen Versuch an einer Flasche, 

b) den unter Punkt 3.2. vorgesehenen Versuch an einer Flasche 
durchzuführen; 

c) die EWG-Zulassungsbescheinigung nach dem in Anhang II der 
Richtlinie dargestellten Muster auszustellen. 


5. EWG-Prüfung 

5.1. Der Hersteller der Gasflaschen muß der Prüf Behörde im Hinblick auf 

die Prüfung: 

5.1.1. die EWG-Zulassungsbescheinigungen vorlegen; 

5.1.2. die Analysenbescheinigung der Schmelzen der zur Herstellung der 

druckfesten Wandung der Flaschen verwendeten Stähle zur Ver- 
fügung stellen; 

5.1.3. die Unterlagen über die Herkunft des Werkstoffes, aus dem die Gas- 
flaschen gefertigt sind vorlegen; 

5.1.4. die Unterlagen über die Wärmebehandlung nach Punkt 2.2. zur Ver- 
fügung stellen; 

5.1.5. die Ergebnisse der während der Fertigung vorgenommenen zerstö- 
rungsfreien Werkstoffprüfungen sowie die verwendeten Schweißver- 
fahren mitteilen, damit eine gute Reproduzierbarkeit der Flaschen in 
der Produktion gewährleistet ist; 

5.1.6. eine Liste der Gasflaschen mit den in Punkt 6. vorgesehenen Num- 
mern und Aufschriften vorlegen. 

5.2. Bei der EWG-Prüfung 

5.2.1. muß die Prüfbehörde: 

— feststellen, ob die Zulassung erteilt worden ist und die Flaschen 
mit ihr übereinstimmen; 

— feststellen, ob die Unterlagen mit den Angaben über die Werk- 
stoffe und über die Fertigungsverfahren, insbesondere bezüglich 
Punkt 2.1.6., in Ordnung sind; 

— prüfen, ob die technischen Vorschriften gemäß Punkt 2. eingehal- 
ten worden sind, insbesondere ob die Herstellung sowie die vom 
Hersteller durchgeführten Kontrollen als zufriedenstellend ange- 
sehen werden können, und zwar mittels einer individuellen 
äußeren und stichprobenweisen inneren Sichtprüfung der Flaschen 
an 5 bis 10 ®/o jeder Flaschenlieferung; 

— den unter Punkt 3.1. und 3.2. vorgesehenen Prüfversuchen bei- 
wohnen und deren Ablauf überwachen; 

— die Richtigkeit der vom Hersteller gemachten Angaben aufgrund 
der unter Punkt 5.1.6. genannten Liste stichprobenweise kontrollie- 
ren. Diese Prüfung wird an 5 bis 10 ®/o der Flaschen jeder Flaschen- 
lieferung vorgenommen; 

— die EWG-Zulassungsbescheinigung nach den im Anhang III der 
Richtlinie dargestellten Muster ausstellen. 

5.2.2. Für die Durchführung der beiden unter Punkt 3.1. und 3.2. vorge- 
sehenen Versuche werden aus jedem Los von Flaschen mit gleicher 
Geometrie, die aus denselben Werkstoffen bestehen (Bleche gleicher 
Kenndaten und Herkunft und gleiche Zusatzwerkstoffe), der laufenden 
Fertigung unter Verwendung derselben Schweißtechniken und 
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5.2.3. 

5.2.4. 

5.3. 


Sdiweißkontrollen entstammen und dieselbe Wärmebehandlung er- 
fahren haben, die in nachstehender Tabelle angegebenen Flaschen ent- 
nommen: 



Ent- 

nommene 

FldiSchen 

Zu prüfen c 

Mecha- 

nische 

Prüfungen 

le Flaschen 

Berst- 

prüfung 

Los von 402 Flaschen oder Teil- 
menge von weniger als 402 
Flaschen 

2 

1 

1 

Los von 1206 (3 X 402) Flaschen 

6 

2 

4 

Los von 2412 (6 X 402) Flaschen 

12 

3 

9 


Die aus dem Los entnomenen Flaschen werden den Prüfungen unter 
Punkt 3.1. (mechanische Prüfung) und dem Versuch unter Punkt 3.2. 
(Berstprüfung) nach der aus derselben Tabelle ersichtlichen Vertei- 
lung unterzogen. 

Flaschen, die aus drei Teilen bestehen, werden nach Entnahme aus 
dem Los vorher einer Röntgenprüfung unterzogen, und zwar über 
100 mm Länge an jedem Schweißnahtstoß bei Längsnähten und über 
50 mm Länge (25 mm beiderseits des Stoßes) bei Rundnähten (Abb. 8 
dieses Anhangs), um festzustellen, ob die Bedingungen der Punkte 
2. 4.5. 3. und 2.4. 5.4. erfüllt sind. 

Ergeben sich bei einem der Versuche auch nur teilweise unbefriedi- 
gende Resultate, so wird dem Los eine gleiche Anzahl weiterer 
Flaschen stichprobenweise entnommen und dem Prüfversuch, bei dem 
die unbefriedigenden Ergebnisse aufgetreten sind, unterzogen. 

Wenn eine der zusätzlich geprüften Flaschen nicht den Anforderungen 
genügt, so sind sämtliche Flaschen des entsprechenden Loses end- 
gültig zurückzuweisen. 

Die Auswahl der Stichproben sowie die Durchführung aller Versuche 
erfolgt im Beisein eines Vertreters der Prüfbehörde. 

Alle Flaschen eines Loses werden im Beisein und unter der Aufsicht 
eines Beamten der zuständigen Behörde einer Wasserdruckprüfung 
gemäß 3.3. unterzogen. 


Befreiung von der EWG-Prüfung 

Für die im Artikel 4 Buchstabe a) dieser Richtlinie vorgesehenen 
Flaschen und entsprechend Artikel 15 Buchstabe a) der Richtlinie 
des Rates vom zur Angleichung der Rechts- 

vorschriften der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vorschriften für 
Druckbehälter und ihre Kontrollmethoden werden alle unter Punkt 5.2, 
genannten Prüfungen und Versuche vom Hersteller unter seiner Ver- 
antwortung durchgeführt. 

Der Hersteller stellt der Prüfbehörde alle Unterlagen und Prüfberichte 
zur Verfügung. 

Das Beisein eines Vertreters der zuständigen Prüfbehörde gemäß 
Punkt 5.2.3. und 5.2.4. ist nicht erforderlich. 
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6 . 

6 . 1 . 

6 . 2 . 

6.3. 

6.4. 

6.5. 

6.5.1. 

6.5.2. 

6.5.3. 

6.5.4. 

6.5.5. 


Stempelung und Aufschriften 

Sind alle vorgeschriebenen Prüfungen durch die Kontrollbehörde 
durchgeführt und befriedigende Ergebnisse erzielt worden, so stellt 
diese eine Bescheinigung über die erfolgte Prüfung der Flaschen aus. 


Die Aufschriften sind an einer Stelle zusammenzufassen ; auf der 
druckfesten Wandung der Flasche darf keinerlei Stempelung vor- 
genommen werden. 


Ein etwaiges Kennzeichnungsschild ist am oberen Teil der Flasche 
anzubringen und muß eine Mindestdicke von 3 mm aufweisen. 


Auf jeder Flasche wird das unter Punkt 5.3. des Anhangs I der 

Richtlinie des Rates vom zur Angleichung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über gemeinsame Vorschriften 
für Druckbehälter und ihre Prüfmethoden vorgesehene „Zeichen" 
„g", an den in Artikel 4 Buchstabe b dieser Richtlinie vorgesehenen 
Flaschen das EWG-Zulassungszeichen „s" gemäß Punkt 5.1. des An- 
hangs I, gefolgt vom Stempel der EWG-Prüfung „e" gemäß Punkt 
3. 1.1.1. a) des Anhangs II derselben Richtlinie angebracht. 

Dazu kommen folgende weitere Anschriften: 

Aufschriften betreffend die Herstellung 

Werkstoff 

Eine Zahl, die den der Berechnung zugrunde gelegten Wert von Re in 
N/mm^ angibt. 

Das Zeichen N (normalgeglühte Flasche) oder das Zeichen S (span- 
nungsfrei geglühte Flasche). 

Wasserdruckprüfung 

Der Wert des Prüfdruckes in bar in größeren Ziffern im Mittelpunkt, 
und darüber das Datum der ersten Wasserdruckprüfung (Monat und 
Jahr) 

Flaschentyp 

Unter der Zahlenangabe des Prüfdruckes das Flaschengewicht in kg 
ohne Absperrventil und der vom Hersteller garantierte Mindestfas- 
sungsraum der Flasche in Liter. 

Gewicht und Fassungsraum müssen durch drei Kennziffern angegeben 
werden} die dritte Ziffer ist für den Fassungsraum „nach unten" abzu- 
runden, für das Gewicht „nach oben" aufzurunden. 

Herkunft der Flasche 

Die Fabrikmarke und die Herstellungsnummer. 

Beispiel 

04/72 

£ 6 250 N 60 ... . 6,851 
70,4/40,5 
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Abbildung 1 : Längsschweißnaht 



Abbildung 2 : Rundschweißnaht 



Abbildung 3: Schweißung der Ventile 
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(b) 

(c) 

(d) 



Prüfstab für Faltversuch 
(über Decklage gebogen) 
Prüfstab für Faltversuch 
(über Wurzelseite gebogen) 


Abbildung 4: Entnahme der Prüfstäbe an 2teiligen Flaschen 


(c) Prüfstab für Zugversuch 
(e) Prüfstab für Faltversuch 
(über Decklage gebogen) 


(f) Prüfstab für Faltversuch 

(über Wurzelseite gebogen) O, prQfstab für Zugversuch 



(b) Prüfstab für Zugversuch 


(d) Prüfstab für Faltversuch 

(g) Prüfstab für Faltversuch 
(über Decklage gebogen) 

(h) Prüfstab für Faltversuch 
(über Wurzelseite gebogen) 


Abbildung 5: Entnahme der Prüfstäbe an 3teiligen Flaschen 
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Abbildung 6: Prüfstab für Zugversuch quer zur Schweißnaht (Punkt 3.1. 2.2.3.) 
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Anhang II 


EWG-Zulassungsbescheinigung 


Prüfbehörde: Anwendung der Richtlinie des Rates 

Nr vom 

Datum; Kenn-Nummer der EWG- 

Bauartzulassung: 

Bezeichnung der Behälter; Fassungsraum: 

Name und Geschäftssitz des Herstellers: 


Der Unterzeichnete bescheinigt hiermit, die erfolgreiche Durchführung der in 

Punkt 4.2. des Anhangs I der Richtlinie des Rates Nr 

vom , vorgeschriebenen Prüfungen, Versuche und 

Kontrollen überwacht zu haben. 


Die zugelassenen Flaschen 


Allgemeine Bemerkungen; 


— bedürfen 

der amtlichen EWG-Prüfung. 

— bedürfen nicht 

die zur Zulassung vorgelegte Konstruktionszeichnung 
ist beigefügt. 


Ausgefertigt und bescheinigt am 


in 


(Untersdirift und Bezeichnung) 


17 



Drucksache 7/2472 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anhang III 

EWG-Prüfbescheiniung 

Prüfbehörde: Anwendung der Richtlinie des Rates 

Nr vom 

Kenn-Nummer der EWG- 

Bauartzulassung: 

Datum: Kenn-Nummer der EWG-Prüfung: 

Bezeichnung der Behälter: Fassungsraum: 

Nummer des Herstellungs-Loses: 

Name und Geschäftssitz des Herstellers: 

Der Unterzeichnete bescheinigt hiermit, die erfolgreiche Durchführung der in 

Punkt 5.2. des Anhangs I der Richtlinie des Rates Nr 

vom vorgeschriebenen Prüfungen, Versuche und 

Kontrollen überwacht zu haben. 

Besondere Bemerkungen: 

Allgemeine Bemerkungen: 

Ausgefertigt und bescheinigt am in 


(Unterschrift und Bezeichnung) 
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Begründung 


1. Einleitung 

Die Kommission hat dem Rat am 5. Januar 1973 
einen Vorschlag für eine allgemeine Richtlinie zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über gemeinsame Bestimmungen für Druck- 
behälter und für die Prüfverfahren dieser Behälter 
übermittelt, sowie die erste Einzelrichtlinie über 
geschweißte Gasflaschen aus Stahl. 

Im Rahmen der Harmonisierung der verschiedenen 
in Serie hergestellten Druckbehälter sowie zu dem 
Zweck der Beseitigung der zahlreichen Handelshin- 
dernisse auf diesem Gebiet, die sich durch die Ver- 
schiedenheit der Rechts- und Verwaltungsbestim- 
mungen über den Bau und die Prüfung dieser Ge- 
räte in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft erge- 
ben, hat die Kommission den folgenden Vorschlag 
über eine Richtlinie für geschweißte Gasflaschen aus 
unlegiertem Stahl erarbeitet. 

Dieser Richtlinienvorschlag befolgt das Schema fül 
den Richtlinienvorschlag über ungeschweißte Gas- 
flaschen, wurde jedoch unter Berücksichtigung der 
besonderen technischen und Sicherheitsaspekte die- 
ser Gasflaschen erstellt. 

Zweck dieser Richtlinie ist, den freien Warenver- 
kehr der leeren Gasflaschen zwischen Mitgliedstaa- 
ten zu ermöglichen. Da nämlich der Warenverkehr 
mit gefüllten Gasflaschen, insbesondere bei verflüs- 
sigtem Butan- und Propangas, sehr geringfügig ist, 
wurde keine Bestimmung über ihren freien Verkehr 
in diesen Richtlinienvorschlag aufgenommen. 

Um die Forderung einzuhalten, dem Hersteller in 
der Wahl der materiellen und personellen Mittel für 
die Herstellung von Gasflaschen, die ein für alle 
Mitgliedstaaten annehmbares Sicherheitsniveau auf- 
weisen, einen gewissen Freiheitsgrad zu lassen 
— vor allem deshalb, um den technischen Fortschritt 
auf diesem Gebiet nicht zu hemmen — werden in 
diesem Richtlinienvorschlag lediglich eine Anzahl 
Kenndaten festgelegt, die hinsichtlich der Werk- 
stoffe und der guten Ausführung der Gasflaschen, 
namentlich bei der Ausführung der Schweißungen, 
zu befolgen sind. 

Dagegen wurde sehr große Sorgfalt auf die Fest- 
legung der Prüfungen und Kontrollen verwendet, 
die an Prototypen der Gasflaschen vorzunehmen 
sind, um die EWG-Bauartzulassung der serienmäßig 
hergestellten Flaschen bei der Überprüfung zu er- 
halten. 

Zu diesem Zweck war es erforderlich, präzise An- 
gaben über die den Prüfbehörden obliegenden Auf- 
gaben zu machen: individuelle Beurteilungen durch 
eine einzelne Prüfbehörde wurden nach größter 
Möglichkeit eingeschränkt. 

Da geschweißte Gasflaschen in sehr großen Serien 
hergestellt werden, mußte die Forderung erfüllt 


werden, einerseits der Notwendigkeit Rechnung zu 
tragen, annehmbare Prüfungen vorzuschreiben, ohne 
andererseits Gefahr zu laufen, umfassende Auflagen 
für den Produktionszyklus zu machen. 

In dieser Sicht wurden die Durchführungsmodalitä- 
ten für die bei der Überprüfung der Flaschen vorzu- 
nehmenden Versuche festgelegt. 

Es ist selbstverständlich, daß eine gewisse Anpas- 
sungsfähigkeit der Prüfversuche, insbesondere zur 
Berücksichtigung der Erfordernisse der Herstellung 
und der Lagerung, in keiner Weise zu einer Ver- 
ringerung der Mittel führen darf, die erforderlich 
sind, um sich zu vergewissern, daß ein genügender 
Sicherheitsgrad erreicht ist. Diese Forderung wird 
im übrigen dadurch erfüllt, daß die Prüfbehörde die 
vom Hersteller getroffenen Maßnahmen für die Ein- 
haltung der Vorschriften der Richtlinie überwachen 
kann. 

Die diesem Richtlinienvorschlag zugrunde gelegte 
Harmonisierungslösung ist wie bei der vorangehen- 
den Richtlinie die sogenannte Alternativ-Lösung, die 
besagt, daß die Gemeinschaftsvorschriften, sobald 
sie in Kraft sind, den freien Verkehr dieser Flaschen 
zwischen allen Mitgliedstaaten ermöglichen, daß 
jedoch innerhalb eines jeden Mitgliedstaates die 
alten nationalen Vorschriften in Kraft bleiben 
können. 

Diese Lösung hat den Vorzug, eine leichtere und 
schnellere Anpassung der nationalen Rechtsvor- 
schriften an die Vorschriften der Richtlinie zu er- 
möglichen. Außerdem läßt sie dem betroffenen Her- 
steller die Möglichkeit, für den innerstaatlichen 
Markt die Wahl zwischen der nationalen Regelung 
und der Gemeinschaftsregelung zu treffen und läßt 
ihm, falls er sich dafür entscheidet, seine Produk- 
tion nach der letzteren auszurichten, die erforder- 
liche Zeit, sich der Richtlinie anzupassen. 

Es ist zu hoffen, daß diese Harmonisierung zu einem 
annehmbaren Sicherheitsniveau führt, das dem der 
einzelstaatlichen Regelungen vergleichbar ist, ohne 
deswegen das Maß der einzuhaltenden Forderungen 
und der durchzuführenden Prüfungen beträchtlich 
zu erhöhen, so daß sie in mehr oder weniger kurzer 
Zeit von selbst und in freier Wahl der Hersteller 
— insbesondere wegen der Vereinfachung der Pro- 
duktion und der Lagerung — zur alleinverwendeten 
Regelung wird. 

2. Kommentar zum Richtlinienvorschlag über ge- 
schweißte Gasflaschen aus unlegiertem Stahl 

Allgemeiner Kommentar 

In Artikel 1 wird der Geltungsbereich des Richt- 
linienvorschlags festgelegt. Die Grenzen hinsicht- 
lich des rechnerischen Druckes für die Flasche und 
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ihres Fassungsraumes wurden durch praktische 
Überlegungen der normalen Verwendung diktiert. 

Artikel 2 setzt die Bedingungen fest, die für Fla- 
schen der EWG-Bauart zu erfüllen sind. 

Artikel 3 schreibt vor, daß mit allen Gasflaschen, die 
das EWG-Zulassungs- und -prüfzeichen besitzen, 
durch das bescheinigt wird, daß sie vollständig den 
Vorschriften der allgemeinen Richtlinie und der 
Richtlinie über geschweißte Gasflaschen entspre- 
chen, der freie Warenverkehr gewährleistet sein 
muß. 

Artikel 4 schreibt die verschiedenen Durchfüh- 
rungsmodalitäten für die Prüfungen vor, je nach 
dem Umfang der Gefahr, den eine Flasche entspre- 
chend ihren Kennwerten für Druck- und Fassungs- 
raum bei einem etwaigen Unfall darstellen kann, 
selbstverständlich immer bei vollständiger Einhal- 
tung der Vorschriften dieser Richtlinie und der all- 
gemeinen Richtlinie. 

Artikel 5 und 6 betreffen die Schlußbestimmungen, 
die auch in den anderen vom Rat bereits geneh- 
migten Richtlinien enthalten sind. 

Kommentar zu den Anhängen 

Anhang I gibt vor allem allgemeine Richtwerte für 
die Konstruktion der Flaschen, wie zum Beispiel die 
zu verwendende Stahlsorte, die Mindestwanddicke, 
die Geometrie der Flaschenböden usw. (Punkt 2.1., 
2.2. und 2.3.). 

Ein anschließender Abschnitt (Punkt 2.4.) ist den 
Bauvorschriften für die Gasflaschen, namentlich den 
Schweißbedingungen und Schweißverfahren sowie 
den Schweißnahtprüfungen gewidmet. 

Die Beschreibung der an der fertigen Flasche vom 
Hersteller bzw. von dem betreffenden Mitgliedstaat 
oder durch die Prüfbehörde durchzuführenden Ver- 
suche wird in Punkt 3 gegeben. 

Es werden drei Prüf arten beschrieben: 

— mechanische Prüfungen (Zugversuch und Falt- 
versuch) , 

— Wasserdruck-Berstprüfung, 

— Flüssigkeitsdruckprobe. 

Zweck der erstgenannten Prüfung ist vor allem die 
Prüfung des Grundwerkstoffes (Stahl) bzw. des Zu- 
satzwerkstoffes (Schweißnaht), während mit den bei- 
den letztgenannten Verfahren vor allem das Ver- 
halten der fertigen Flasche überprüft werden soll. 


Unter Punkt 4 des Anhangs wird das EWG-Zulas- 
sungsverfahren beschrieben, das den einzelnen Mit- 
gliedstaaten zur Auflage gemacht wird. Es besteht 
in einer Reihe Überprüfungen hinsichtlich der Zeich- 
nungen, Entwürfe und aller sonstigen Unterlagen 
sowie in Prüfungen an den Flaschen-Prototypen (zer- 
störende Prüfungen). 

Unter Punkt 5 sind die Bedingungen zur Erlangung 
der EWG-Prüfung angegeben sowie die Versuche 
und Prüfungen, die entweder durch die Prüfbehörde 
oder durch den Hersteller vorzunehmen sind. 

Punkt 6 von Anhang I enthält die Auflagen für die 
Stempelung der Flaschen und die an ihnen anzubrin- 
genden Aufschriften zur Identifizierung der einzel- 
nen Flasche. 

In den Anhängen II und III werden Muster für die 
EWG-Zulassungsbescheinigungen und EWG-Prüfbe- 
scheinigungen gegeben. 


3. Anhörung der betroffenen Fachkreise 

Im Hinblick auf die Erstellung dieses Richtlinienvor- 
schlags wurde zunächst eine sehr in die Einzelheiten 
gehende Prüfung der verschiedenen einzelstaat- 
lichen Vorschriften durchgeführt. Die von den 
Normungs- und Kontrollorganisationen erzielten 
Arbeitsergebnisse wurden weitgehend mitverwen- 
det. Bereits in der Vorbereitungsphase der Arbeiten 
wurden häufige Kontakte zu den Verbraucherver- 
bänden, den Kontrollorganen und den Berufskreisen 
gelegt. Dieses Verfahren hat es den Dienststellen 
der Kommission ermöglicht, einen homogenen 
Richtlinienentwurf auszuarbeiten. Dieser war sodann 
Gegenstand eingehender Erörterungen im Rahmen 
der Sachverständigensitzungen der Arbeitsgruppe 
der Kommission, wozu die Verbraucherverbände, 
die überwachungs- und Normungsorganisationen 
sowie die europäischen Herstellerverbände hinzuge- 
zogen wurden. 

4. Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Soziaiausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen ist nach 
Artikel 100 Absatz 2 des Vertrages erforderlich. Die 
Inkraftsetzung der vorgesehenen Vorschriften erfor- 
dert nämlich in manchen Mitgliedstaaten eine Ände- 
rung ihrer Rechtsvorschriften. 
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Liste 

der wichtigsten in den Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvorschriften 
über geschweißte Gasflaschen aus Stahl 


Belgien: 

Allgemeine Verordnung über Arbeitsschutz: Regen- 
tenerlaß vom 11. Februar 1946 und 27. Septem- 
ber 1947 (Artikel 349 bis 363). 

Deutschland: 

Verordnung über ortsbewegliche Behälter und über 
Füllanlagen für Druckgase (Druckgasverordnung) 
vom 20. Juni 1968. 

Dänemark: 

a) Erlaß über die ortsbeweglichen Behälter für Flüs- 
siggase, Preßgase oder gelöste Gase, Nr, 338 
vom 11. Dezember 1935 und die folgenden Ab- 
änderungen: 

Nr. 75 vom 19. März 1959 
Nr. 73 vom 21. März 1961 
Nr. 345 vom 27. September 1963; 

b) Empfehlung Nr. M3/61 betreffend die Herstel- 
lung von geschweißten Behältern; 

c) Empfehlung Nr. 17/1972 betreffend Kennzeich- 
nung und periodische Prüfungen. 

Frankreich: 

a) Abgeändertes Gesetz vom 28. Oktober 1943, 

b) Abgeändertes Dekret vom 18. Januar 1943, 


c) Abgeänderter Erlaß vom 23. Juli 1943, 

d) Erlaß vom 26. Oktober 1966. 

Italien: 

a) R.D.L. (Königliches Gesetzdekret) Nr. 1331 vom 
9. Juli 1926 (Bildung der Nationalen Vereinigung 
zur Kontrolle der Verbrennung), 

b) R.D. (Königlicher Erlaß) Nr. 824 vom 12. Mai 1927 
(Genehmigung der Durchführungsverordnung des 
R.D.L. Nr. 1331 vom 9. Juli 1926), 

c) D.M. (Ministerieller Erlaß) vom 20. August 1933, 

d) R.D. Nr. 2421 vom 11. Dezember 1933, 

e) D.M. vom 1. August 1935, 

f) D.M. vom 27. Oktober 1959. 

Irland: 

Allgemeines Gesetz und insbesondere die Verord- 
nung „Rylands v Fletcher". 

Luxemburg: 

Großherzoglicher Erlaß vom 24. Oktober 1938. 

Vereinigtes Königreich: 

Verordnung von 1931 zum Transport von Gasfla- 
schen, geändert 1947 und 1959, sowie gewisse Durch- 
führungsverordnungen. 
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